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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 23. März 1987 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bolivien über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

A. Problem 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen im Ausland. 

B. Lösung 

Bilaterale Vereinbarungen zum Schutz von Auslandsinvestitionen 
auf völkerrechtlicher Basis. 

Große Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/999 — unverändert nach der Vorlage anzu-
nehmen. 

Bonn, den 9. Dezember 1987 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland 

Vorsitzender 

Sellin 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Sellin 

I. Inhalt 

Die Bundesregierung fördert deutsche Direktinvesti-
tionen in Entwicklungsländern u. a. durch Garantien 
gegen politische Risiken und durch zinsgünstige Kre-
dite. Der Förderung und dem Schutz privater Kapital-
anlagen in Entwicklungsländern dienen auch die In-
vestitionsförderungsverträge, welche die Bundesre-
publik Deutschland bereits mit einer Vielzahl von Ent-
wicklungsländern abgeschlossen hat. Diese Verträge 
tragen zugleich den Bestimmungen des Haushaltsge-
setzes Rechnung. Danach kann der Bund zur Absiche-
rung des politischen Risikos bei förderungswürdigen 
Kapitalanlagen im Ausland Bürgschaften, Garantien 
und sonstige Gewährleistungen in der Regel dann 
übernehmen, wenn zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Staat, in dem die Kapitalanlage 
vorgenommen wird, eine Vereinbarung über die Be-
handlung von Kapitalanlagen besteht. Die Bestim-
mungen enthalten im einzelnen das allgemeine Prin-
zip einer gerechten und billigen Behandlung, die 
Grundsätze der Inländerbehandlung und der Meist-
begünstigung und Anforderungen im Falle einer Ent-
eignung. Darüber hinaus ist das Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen festgelegt. Der 
Vertrag gilt auch für sogenannte Altinvestitionen, 
d. h. für Kapitalanlagen, die schon vor dem Inkrafttre-
ten des Vertrages vorgenommen worden sind. 

Der Vertrag sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertrags-
parteien über die Auslegung oder Anwendung des 
Vertrages vor. 

Die Bundesregierung strebt ein möglichst umfassen

-

des  Netz von Kapitalschutzabkommen an, um der Un-
sicherheit der privaten Investoren entgegenzuwirken, 
die durch Umstürze und Revolutionen begründet wor-
den ist. Die Bundesregierung hat sich insbesondere 
auf ärmere Entwicklungsländer konzentriert. Die Ab-
kommen dienen darüber hinaus dazu, ein gutes Inve-
stitionsklima zu schaffen, das nach dem Haushalts-
recht einer der Voraussetzungen für die Förderung 
privater Investitionen ist. 

Der Investitionsförderungsvertrag mit der Republik 
Bolivien vom 23. März 1987 entspricht dem deutschen 
Mustervertrag, der auch Grundlage zahlreicher ent-
sprechender Verträge mit anderen Entwicklungslän-
dern ist. 

Der Bundesrat hat in seiner 581. Sitzung am 16. Okto-
ber 1987 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Ein-
wendungen zu erheben. 

II. Beratung 

Der Gesetzentwurf wurde in der 39. Sitzung am 
12. November 1987 zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitberatung an 
den Auswärtigen Ausschuß und an den Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit überwiesen. Der mit

-

beratende Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit hat am 9. Dezember 1987 mit großer Mehrheit aus 
entwicklungspolitischer Sicht die unveränderte An-
nahme des Gesetzentwurfs vorgeschlagen. Der mit

-

beratende Auswärtige Ausschuß hat ebenfalls am 
9. Dezember 1987 bei einer Gegenstimme eines Mit-
glieds der Fraktion DIE GRÜNEN empfohlen, dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf in 
seiner 13. Sitzung am 9. Dezember 1987 beraten. Die 
Fraktion DIE GRÜNEN begründet ihre ablehnende 
politische Haltung mit folgendem Argument: 

Aufgrund der gegebenen Strukturen der Weltwirt-
schaft (technologische, finanzielle, militärische, kultu-
relle Dominanz der westlichen Industrieländer) und 
der internen Strukturen in den meisten Entwicklungs-
ländern führen Direktinvestitionen zu negativen Kon-
sequenzen für die Bevölkerung. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag bei einer Gegenstimme eines Mit-
glieds der Fraktion DIE GRÜNEN, dem Gesetzent-
wurf zuzustimmen. 

Bonn, den 9. Dezember 1987 

Sellin 

Berichterstatter 




